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Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 


Entwurf 

eines Landwirtschaftsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Um der Landwirtschaft die Teilnahme an 
der fortschreitenden Entwicklung der deut- 
schen Volkswirtschaft und um der Bevölke- 
rung die bestmögliche Versorgung mit Er- 
nährungsgütern zu sichern, ist die Landwirt- 
schaft mit den Mitteln der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Agrarpolitik — insbesondere der 
Handels-, Steuer-, Kredit- und Preispolitik 
— in den Stand zu setzen, die für sie be- 
stehenden naturbedingten und wirtschaft- 
lichen Nachteile gegenüber anderen Wirt- 
schaftsbereichen auszugleichen und ihre Pro- 
duktivität zu steigern. 

§ 2 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
stellt jährlich für das abgelaufene landwirt- 
schaftliche Wirtschaftsjahr den Ertrag und 
Aufwand landwirtschaftlicher Betriebe, ge- 
gliedert nach Betriebsgrößen, -typen, -Syste- 
men und Wirtschaftsgebieten, fest. Er stellt 
zu 'diesem Zweck die Betriebsergebnisse von 
6000 bis 8000 landwirtschaftlichen Betrieben 
zusammen und wertet sie aus. Die Auskünfte 
sind freiwillig. 

(2) Zur Feststellung der Lage der Land- 
wirtschaft und Ihrer einzelnen Gruppen sind 
außerdem laufend alle hierzu geeigneten Un- 
terlagen der volkswirtschaftlichen Statistik — 
insbesondere Index-Vergleiche — und der 
landwirtschaftlichen Betriebswirtschaft heran- 
zuzlehen. 

§ 3 

Zur Beratung bei der Anlage, Durchfüh- 
rung und Auswertung der Erhebungen und 


Unterlagen bedient sich der Bundesminister 
eines von Ihm zu berufenden Beirats, der sich 
im wesentlichen aus Sachverständigen der 
landwirtsdiaftlichen Betriebswirtschaft ein- 
schließlich einer angemessenen Anzahl prak- 
tischer Landwirte zusammensetzt. 

§ 4 

Die Bundesregierung legt mit dem Ergeb- 
nis der Feststellungen des Bundesministers 
(§ 2) bis zum 15. Februar eines jeden Jahres 
— erstmals bis zum 15. Februar 1956 — dem 
Bundestag und dem Bundesrat einen „Be- 
richt über die Lage der Landwirtschaft" vor. 
Der Bericht enthält eine Stellungnahme da- 
zu, inwieweit 

a) ein den Löhnen vergleichbarer Berufs- 
und Tarifgruppen entsprechender Lohn 
für die fremden und famHIenelgenen Ar- 
beitskräfte — umgerechnet auf notwen- 
dige Vollarbeitskräfte — , 

b) ein angemessenes Entgelt für die Tätig- 
keit des Betriebsleiters (Betriebslelterzu- 
sdilag) und 

c) eine angemessene Verzinsung des betriebs- 
notwendigen Kapitals 

erzielt sind; dabei ist im wesentlichen von Be- 
trieben mit durchschnlttlidaen Produktions- 
bedingungen auszugehen, die bei ordnungs- 
mäßiger Führung die wirtschaftliche Existenz 
einer bäuerlichen Familie nachhaltig gewähr- 
leisten. 

§ 5 

Mit ihrem Bericht äußert sich die Bundes- 
regierung, welche Maßnahmen sie zur Durch- 
führung des § 1 — insbesondere im Hinblick 
auf ein etwaiges Mißverhältnis zwisAen Er- 
trag und Aufwand unter EinsAluß der Auf- 
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Wandsposten gemäß § 4 — getroffen hat oder 
zu treffen beabsichtigt; hierbei ist auf eine 
Betriebsführung abzustellen, die auf eine 
nachhaltige Ertragssteigerung gerichtet ist. 

' § 6 

Soweit zur Durchführung der nach § 5 be- 
absichtigten Maßnahmen Bundesmittel erfor- 
derlich sind, stellt die Bundesregierung die 
hierzu notwendigen Beträge vorsorglich in 
den Entwurf des Bundeshaushaltsplans für 
das jeweilige Rechnungsjahr ein. 

§ 7 

(1) Einzelangaben über persönliche und 
sachliche Verhältnisse sind von den mit der 
Durchführung des Feststellungsverfahrens 
{§ 2) amtlich betrauten Stellen und Personen 
geheimzuhalten. Die Vorschriften der §§ 175, 
179, 188 Abs. 1 und des § 189 der Reichs- 
abgabenordnung vom 22. Mai 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 161) über Beistands- und An- 
zeigepflichten gegenüber den Finanzämtern 
gelten insoweit nicht für diese Stellen und 
Personen. 


(2) Auf die im Besitz des Steuerpflichtigen 
befindlichen Aufzeichnungen oder Unter- 
lagen, die für die Zwecke des Feststellungs- 
verfahrens gefertigt worden sind, findet § 171 
Abs. 2 der Reichsabgabenordnung keine An- 
wendung. Diese Aufzeichnungen und Unter- 
lagen gelten nicht als Bücher im Sinne des 
§ 1 Nr. 2 der Verordnung über die Aufstel- 
lung von Durchschnittsätzen für die Ermitt- 
lung des Gewinns aus Land- und Forstwirt- 
schaft vom 2. Juni 1949 (WiGBl. S. 95). 

(3) Veröffentlichungen, die im Zusammen- 
hang mit den Feststellungen erfolgen, dürfen 
keine Einzel angaben über bestimmte Betriebe 
enthalten. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


3 



